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Vorwort

Barbara FaitKöln, im Sommer 1997

Die vorliegende Studie ist die leicht überarbeitete Fassung meiner Habilita­
tionsschrift, die im Wintersemester 1997 von der Philosophischen Fakultät 
der Universität zu Köln angenommen wurde.

Danken möchte ich daher an erster Stelle denen, die sich der Mühe unter­
zogen haben, die Schrift zu begutachten. Der kritischen Aufmerksamkeit 
der Herren Professoren Eberhard Kolb, Jost Dülffer, Jürgen Heideking, Jo­
hannes Kunisch, Werner Link und Wolfgang Schieder sowie von Frau Pro­
fessor Natascha Würzbach verdankt das Manuskript wichtige Anregungen.

Der Förderung der Deutschen Forschungsgemeinschaft ist zu verdanken, 
daß ich mich in der Endphase der Niederschrift der Untersuchung ganz auf 

diese Arbeit konzentrieren konnte.
Der Kommission für Geschichte des Parlamentarismus und der politi­

schen Parteien möchte ich danken, weil sie die Arbeit in ihre Schriftenreihe 
aufnahm. Der Generalsekretär der Kommission, Herr Dr. Martin Schuma­
cher, betreute den Prozeß der Drucklegung nicht nur kompetent, sondern 

auch mit viel freundlicher Geduld.
Herzlicher Dank gilt auch meinem ehemaligen akademischen Lehrer, 

Professor Gerhard A. Ritter, der manche Arbeit der längst aus seiner Obhut 
entlassenen Schülerin mit konstruktiver Kritik begleitete. So las er auch die­

se und steuerte wertvolle Hinweise bei.
Nicht namentlich, weil es zuviele waren, doch von Herzen möchte ich 

mich auch bei allen Damen und Herren bedanken, die mir bei meinen Ar­
chivrecherchen mit Rat und Tat zur Seite gestanden haben. Ohne ihre Un­
terstützung wäre mir wohl manche Quelle verborgen geblieben, die im 
Kontext der vorliegenden Untersuchung wichtig war.

Ein letzter namentlicher Dank gilt Dr. Gabriele Litzki. Sie scheute sich 
nicht, auch technische »Handlangerdienste« zu leisten und unterstützte 
mich bei der Fahnenkorrektur, bei der Erstellung des Registers und - vorher 

- im Kampf gegen die Eigenwilligkeiten des Computers.
Das Jahr 1996 brachte das 50-jährige Jubiläum der Bayerischen Verfas­

sung und damit auch Publikationen, die unmittelbar nach Redaktionsschluß 
erschienen bzw. in der Phase der Drucklegung noch erscheinen werden. Der 
inhaltliche Schlußpunkt wollte trotzdem irgendwann gesetzt sein. Das ge­

schah am letzten Wintertag 1997.
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Einleitung

1 Verfassungen der deutschen Bundesländer, ‘1982. Der Text der in der SBZ erarbeiteten Län- 
derverfassungen findet sich im Anhang der Studie von G. Braas , 1987.

2 W. Zeidler , 1951.

Als am 1. September 1948 die Beratungen des Bonner Grundgesetzes be­
gannen, agierten die Abgeordneten des Parlamentarischen Rates nicht in 
verfassungsleerem Raum. Schon 1946 waren zuerst in den Ländern der ame­
rikanischen Besatzungszone Verfassungen beraten und in Referenden ange­
nommen worden: in Württemberg-Baden am 24. November 1946, in Hes­
sen und Bayern am 1. Dezember des gleichen Jahres. Wenig später waren die 
erst im November/Dezember 1946 begonnenen Verfassungsberatungen in 
den Ländern der Sowjetischen Besatzungszone abgeschlossen: in Thüringen 
am 20. Dezember 1946, in Sachsen-Anhalt am 10. Januar 1947, in Mecklen­
burg am 16. Januar, in Brandenburg am 6. Februar und schließlich in Sach­
sen am 28. Februar 1947. Als letzte in dieser vorgrundgesetzlichen Phase der 
Verfassunggebung folgten die Länder der französischen Besatzungszone: 
Rheinland-Pfalz am 18. Mai, Württemberg-Hohenzollern am 20. Mai und 
Baden am 22. Mai 1947. Bremen, das erst 1947 der US-Zone angegliedert 
wurde, bekam seine Verfassung am 21. Oktober 1947; das Saarland, für das 
ein besatzungsrechtlicher Sonderstatus galt, erhielt im Dezember 1947 seine 
Verfassung; Hamburg und Berlin im Mai bzw. September 1946 vorläufige 
Verfassungen. Letztere waren im Gegensatz zu den Vollverfassungen der 
übrigen Länder sogenannte Organisationsstatute, die sich unter weitgehen­
dem Verzicht auf Grundrechtsbestimmungen im wesentlichen auf organisa­
tionsrechtliche Regelungen beschränkten. Fast alle deutschen Länder besa­
ßen also vor der Verabschiedung des Grundgesetzes Verfassungen, nur die 
Länder der britischen Zone gaben sie sich erst danach.' Als der Parlamen­
tarische Rat zusammentrat, konnten sich seine Mitglieder also an 13 (be­
zieht man die Organisationsstatute ein, an 15) geltenden deutschen Verfas­
sungsmodellen orientieren.

Sie taten dies auch. Schon 1951 wies Wolfgang Zeidler in seiner juristi­
schen Dissertation über die »Auswirkungen der westdeutschen Landesver­
fassungen auf das Bonner Grundgesetz«2 auf die präformierende Bedeutung 
der Länderverfassungen hin. Neun Jahre später nahm Friedrich Karl From­
me in seiner vielbeachteten Studie über die verfassungspolitischen Folgerun­
gen des Parlamentarischen Rates aus den Lehren der Weimarer Republik 
und der NS-Diktatur diesen fast unbemerkt verhallten Befund wieder auf. 
Er betonte, ohne dies allerdings im einzelnen aufzuzeigen, nachdrücklich 
die fundamentale Bedeutung der Länderverfassungen für die Grundgesetz­
beratungen, die in hohem Maße auf der von den Länderkonstituanten gelei-
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ihre
Sche-

3 F. K. Fromme , 1960, hier S. 22.
4 B. VAN SCHEWICK, 1980.

5 W. Baumgart , 1978, S. 19.
6 K. Niclauss , Demokratiegründung, 1974, S. 17.

steten Vorarbeit aufbauen konnten. Dies galt, so Fromme, vor allem hin­
sichtlich der in den Ländern gezogenen staatsrechtlichen Konsequenzen 
aus den Lehren des Scheiterns der Weimarer Republik. Die Erfahrungen 
der Jahre 1919 bis 1945 seien für den Parlamentarischen Rat »gleichsam 
durch den Filter der Länderverfassungen gegangen«.3 Doch nicht nur 
Inhalte wirkten in die Grundgesetzberatungen hinein. Burkhard van 
wick, der die Rolle der katholischen Kirche bei der Entstehung der Verfas­
sung von Nordrhein-Westfalen und des Grundgesetzes untersuchte4, zeigte 
plastisch auf, daß die Erprobung der z.T. recht subtilen Methoden kirch­
licher Einflußnahme in Nordrhein-Westfalen für die Beratungen des 
Grundgesetzes einen wichtigen Erfahrungshintergrund darstellten. Die dort 
noch verfeinerten Techniken schlugen sich dann wiederum in der zweiten 
Phase der Verfassungsberatungen in Nordrhein-Westfalen nieder. Von Sche- 
wick lieferte damit einen überzeugenden Beleg für die Vorbildfunktion auch 
im Hinblick auf die bei der Beratung der Länderkonstitutionen entwickel­
ten Modalitäten demokratischer Willensbildung und Konsensfindung, die 
nach dem Zusammenbruch der NS-Diktatur neu erlernt werden mußten. 
Damit leistete er einen wichtigen Beitrag zur empirischen Erforschung der 
politischen Kultur und des politischen Systems der Bundesrepublik, die sich 
ab 1945 herauszubilden begannen.

Dies strebt auch die vorliegende Darstellung an, die die Entstehungsge­
schichte der Bayerischen Verfassung auf umfassender Quellengrundlage be­
leuchtet. Sie versteht die Verfassunggebung in Bayern als ein markantes Bei­
spiel demokratischer Neuordnung kurz nach dem Zusammenbruch der NS- 
Diktatur. Die genaue Untersuchung des bayerischen Geschehens soll über 
den landesgeschichtlichen Horizont hinaus Erkenntnisse über die Wurzeln 
der neuen deutschen Demokratie vermitteln, die sich nach Kriegsende zu­
erst in den Ländern herausbildete. Schon den Länderverfassungstexten der 
Jahre 1946/47 wurde zu Recht ein »besonderer historischer Wert« nachge­
sagt, weil sie hervorragendes »Anschauungsmaterial über die grundlegenden 
verfassungs- und gesellschaftspolitischen Vorstellungen dieser Übergangs­
zeit der jüngsten deutschen Geschichte« bieten und als »Fixpunkte« der 
Auseinandersetzungen über die geistigen Grundlagen des staatlichen und 
gesellschaftlichen Wiederaufbaus gelten können.3 Dies trifft mehr noch für 
die Verfassungsdiskussionen insbesondere des Jahres 1946 zu. Die Konsti- 
tuanten der Länder der US-Zone sind als eine »erste Clearingstelle für die 
innerdeutsche politische Auseinandersetzung nach 1945 anzusehen«.6 Die 
Pläne und Absichten der Nachkriegspolitiker kamen 1946 noch ziemlich 
unverfälscht zum Ausdruck, bevor sie mit zunehmender Konsolidierung 
vor allem der ökonomischen Interessen wieder überlagert und verwässert
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Themen und Fragestellungen

7 Dies stellte auch E. Lange  in einer kleinen Studie über die verfassungspolitischen Ziele der 
Liberalen fest: Politischer Liberalismus, 1980, S. 52E

8 Dazu ausführlicher B. Beutler , Länderverfassungen, 1977, v.a. S. 1 f.
9 Ebd.

10 Zum Forschungsstand und zur Quellenlage ausführlich unten.
1 W. Sörgel , 1969, S. 12.
2 Dies wurde auch bereits geleistet: A. Zimmer , 1987; E. Schmidt , 1993. Eine ausführlichere 

Würdigung beider Arbeiten unten.

»Konsensus und Interessen«, so nannte Werner Sörgel seine Studie zur Ent­
stehung des Grundgesetzes. Sörgel versuchte ausgehend von der Untersu­
chung der Beteiligung verschiedener Interessengruppen an den Grundge­
setzberatungen zu belegen, daß »der Konsensus von Parteien und anderen 
politischen Kräften über die staatsrechtliche Neuordnung Westdeutschlands 
nicht zuletzt der Sicherung von gruppenspezifischen Interessen durch das 
vom Parlamentarischen Rat verabschiedete Grundgesetz« zu verdanken ist.1 
Das Zusammenspiel von Konsensus und Interessen im Verlauf und Umfeld 
der Verfassungsberatungen in Bayern herauszuarbeiten, setzt sich auch vor­
liegende Untersuchung zum Ziel. Diese Leitfrage scheint am besten geeig­
net, die Genesis der Konstitution in all ihrer Komplexität zu beleuchten.

Die leitende Fragestellung impliziert, daß es nicht darum gehen soll, jeden 
der insgesamt 188 Artikel der Bayerischen Verfassung zu beleuchten.2 Über 
die meisten herrschte ein breiter Konsens; aus historischer Perspektive wird 
der Konsensbereich durch den Verfassungstext selbst im Grunde bereits 
ausreichend dokumentiert. Vielmehr werden strittige Aspekte der Verfas­
sungsarbeit herausgegriffen, die zugleich zentrale Schnittstellen zum Ver­
ständnis des Gesamtwerkes bilden. Die Auseinandersetzungen um die Ge-

wurden7 und die Verfestigung der parteipolitischen Strukturen mehr und 
mehr zur Abgrenzung zwang.

Die Länderverfassungen und ihre Beratungen nur als unbedeutende Epi­
sode, als irrelevante Vorläufer einer erst 1948/49 beginnenden Geschichte 
der Bundesrepublik zu betrachten, so wie es häufig geschieht8, blendet nicht 
nur ihre große Aussagekraft für das politische System der frühen Bundes­
republik aus. Diese Betrachtungsweise übersieht außerdem, daß die Länder­
verfassungen auch nach Verabschiedung des Grundgesetzes geltendes Ver­
fassungsrecht darstellen.9 Ungeachtet der historischen wie rechtlichen 
Relevanz der Länderverfassungen ist die auf breiter Quellenbasis beruhende 
Erforschung ihrer Entstehungsgeschichte ein noch kaum eingelöstes 
Desiderat.10 Es bedarf noch viel Kärrnerarbeit, um diesem wichtigen Aspekt 
der Nachkriegsgeschichte angemessen Rechnung zu tragen. Die vorliegende 
Untersuchung will einen Beitrag hierzu leisten.
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staltung der künftigen staatlichen Ordnung entzündeten sich an den klassi­
schen Streitfragen: An der politischen Repräsentanz (Wahlsystem) und der 
Funktionsfähigkeit der parlamentarischen Demokratie. Ihre Einschränkung 
und Kontrolle durch elitär-ständische und monarchisch-obrigkeitsstaatliche 
Gegengewalten, nämlich durch eine zweite Kammer und einen Staatspräsi­
denten, fanden starke Fürsprecher aber auch entschiedene Gegner. Als baye­
rische Spezialität war außerdem der Grad nationaler Anbindung von größ­
ter Brisanz: Der Staatspräsident war nicht zuletzt auch als »Patronus 
Bavariae« heiß umstritten. Im gesellschaftlichen Bereich waren es ebenfalls 
die alten Streitfragen, die die Aufmerksamkeit der politischen Kräfte ban­
den: Hier ging es um die Stellung der Kirchen, insbesondere um ihren Ein­
fluß auf das Schulwesen, und um die Grenzen liberalistisch-kapitalistischen 
Wirtschaftens. In einer perspektivenreichen, die Hintergründe des Gesche­
hens sorgfältig auslotenden, quellennahen Analyse soll sich der Fokus vor 
allem auf die bei diesen »neuralgischen Punkten« zu Tage tretenden Inter­
essengegensätze der divergierenden politischen und gesellschaftlichen 
Gruppierungen und Institutionen richten. Ihre sich im pluralistischen Span­
nungsfeld entwickelnden und teilweise wandelnden Verfassungsvorstellun­
gen sollen ebenso aufgezeigt werden wie die Einflüsse, denen sie unterlagen, 
die Methoden, derer sie sich zur Durchsetzung konträrer Ziele bedienten, 
die wechselnden Konstellationen, die sich im Geflecht der Interessen er­
gaben. Die genaue Betrachtung der Differenzen, ihrer Ursprünge und ihrer 
Lösung wirft ein helles Licht auf das Staats- und Gesellschaftsverständnis, 
den Stand des demokratischen Bewußtseins und der »politischen Kultur« 
der Gesellschaft »nach Hitler«3, die sich anschickte, die Grundsteine der 
Bundesrepublik zu legen.

Die Bayerische Verfassung gehörte zu den ersten Konstitutionen, die 
nach 1945 geschaffen wurden. Sie entstand unter den unfreien Bedingungen 
der ganz frühen Nachkriegszeit, in der sich unter amerikanischer Kuratel 
deutsches politisches Leben gerade erst neu zu regen begann. Der Beginn 
der Arbeiten an dem bis heute kaum veränderten Staatsgrundgesetz datiert 
bereits Ende 1945. Es waren nicht die deutschen Kräfte, die sich diesem 
grundlegenden Akt als erste zuwandten, sondern die amerikanische 
Besatzungsmacht. Bereits Anfang 1946, nur wenige Monate nach dem Zu­
sammenbruch der NS-Diktatur, diskutierten führende Offiziere der ameri­
kanischen Militärregierung (OMGUS) das Für und Wider der Einleitung 
der Verfassunggebung in den Ländern der US-Zone. Initiator der Diskus­
sion war der stellvertretende Militärgouverneur, General Lucius D. Clay. 
Seine Entschlossenheit, diesen Prozeß schnellstmöglich in die Wege zu lei­
ten, löste im Stab seiner Berater einiges Befremden aus. Aus nachvollzieh­
baren Gründen: Die deutsche Bevölkerung schien noch stark den Werten 
der NS-Zeit verhaftet, zeigte nur wenig politisches Interesse und so gut wie 
keine Bereitschaft zu politischer Initiative. Die Entnazifizierung hatte, ab-

3 Der prägnante Begriff wurde von H. Graml  und K.-D. Henke  geprägt: Nach Hitler, 1986.
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gesehen von einigen ad-hoc-Maßnahmen der Amerikaner, noch nicht ein­
mal richtig begonnen. Nach zwölf Jahren der NS-Diktatur war völlig offen, 
wie sich das politische Gefüge entwickeln würde. Außerdem bestand das in 
seiner Bedeutung nicht zu unterschätzende Problem, daß die Deutschen 
nicht souverän waren, sondern in letzter Instanz von den Besatzungsmäch­
ten regiert wurden. Die Verfassunggebung als ein Akt, der nach westlichem 
Demokratieverständnis das freie Selbstbestimmungsrecht eines Volkes vor­
aussetzt, schien aus vielerlei Gründen mit den Besatzungsrealitäten unver­
einbar. Ungeachtet der auf amerikanischer, alliierter und auch deutscher Sei­
te überwiegend bedenklichen Stimmen setzte Clay seine Pläne durch. Im 
Februar 1946 erging der Befehl zur Einleitung der Verfassunggebung in 
den Ländern der US-Zone.

Schon die Vorgeschichte wirft eine Reihe grundsätzlicher Fragen auf. 
Zentral ist die nach den Gründen, die für die Einleitung des »demokrati­
schen Experimentes« ausschlaggebend waren. Wie zu zeigen sein wird, hatte 
Clay als sein Initiator vielschichtige Motive, früher als alle übrigen Besat­
zungsmächte die demokratische Erneuerung in der US-Zone voranzutrei­
ben. Dabei kam der »demokratischen Mission« ein relativ geringer Stellen­
wert zu. Clay leiteten handfestere Interessen. Entscheidend waren prag­
matische besatzungs- und deutschlandpolitische Erwägungen, die im Zuge 
des beginnenden Kalten Krieges noch an Bedeutung gewannen, und vor 
allem ökonomische Zwänge.

Wie bereit aber war die deutsche Nachkriegsgesellschaft Anfang 1946 
schon für diesen grundlegenden Akt der Demokratiegründung? Wie stellte 
sich die Ausgangslage in Bayern dar, als der amerikanische Befehl zur Ver­
fassunggebung erging? Um diesen Fragen nachzugehen, wird sich der Blick 
zunächst auf den Stand der »äußeren« Demokratisierung richten müssen. Er 
war, um dies vorwegzunehmen, noch ziemlich niedrig. Die Männer der er­
sten Stunde, die nach der Kapitulation von der Besatzungsmacht mit der 
Ingangsetzung einer bayerischen »Notstandsverwaltung« beauftragt wur­
den, hatten mit höchst begrenzten Kompetenzen unter rigider amerika­
nischer Kontrolle einen riesigen Aufgabenberg zu bewältigen. Seine Dimen­
sionen sollen durch eine kurze Skizze der demographischen und wirtschaft­
lichen Situation wenigstens angedeutet werden. Will man den Prozeß der 
Verfassunggebung angemessen würdigen, so muß man sich auch den Zu­
stand der Zusammenbruchsgesellschaft vor Augen halten. Sie kämpfte um 
ihr materielles Überleben; die schiere Existenzerhaltung absorbierte die 

Kräfte. Nur die wenigsten interessierten sich für politische Fragen, zumal 
nach der Erfahrung des Nationalsozialismus und unter dem Eindruck der 
beginnenden Entnazifizierung Politik für viele suspekt war.

Entsprechend verhalten regte sich neues parteipolitisches Leben. Die seit 
August 1945 wieder zugelassenen politischen Parteien, die sich erst seit dem 
23. November 1945 auch im Landesmaßstab formieren durften, steckten 
organisatorisch und programmatisch noch in den Kinderschuhen. Von einer 
einigermaßen stabilen Parteienlandschaft konnte im Februar 1946 noch kei-
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ne Rede sein. Allerdings deuteten sich bereits die Strukturen an, die sich 
dann im Laufe des Jahres 1946 - befördert durch die Verfassunggebung - 
verdichteten. Die Betrachtung der parteipolitischen Entwicklung bezieht 
auch diejenigen Parteien ein, die aufgrund der amerikanischen Lizenzpolitik 
nicht in der Konstituante vertreten waren: Dies betraf die Bayerische Hei­
mat- und Königspartei und die Bayernpartei. Ihre betont bayerischen bzw. 
monarchistischen Interessen fanden nämlich durchaus Eingang in die Ver­
fassungsberatungen - vor allem über die CSU.

Während die organisatorische Entwicklung im Kontext dieser Untersu­
chung relativ kurz abgehandelt werden kann, wird der frühen Programma­
tik der bayerischen Parteien größere Aufmerksamkeit zukommen müssen. 
Die unter dem noch ganz frischen Eindruck der Greuel der NS-Diktatur 
und des Krieges relativ spontan formulierten ersten Programme, Pro­
grammentwürfe oder programmatischen Reden spiegeln erstens die Fülle 
der Probleme, denen die deutsche Nachkriegsgesellschaft ausgesetzt war. 
Wenn die Programmatik auch für den Stand der »inneren Demokratisie­
rung« breiterer Bevölkerungskreise nicht repräsentativ ist, so schlug sich 
zweitens doch der »Zeitgeist« in ihr nieder, das Bewußtsein einer klassen­
losen »Nation von Bettlern«4 anzugehören. Die Erfahrung der Solidarität 
des Elends förderte die Bereitschaft zu radikaler Umkehr. Die Parteien ver­
standen sich nicht mehr als Sachwalter von Partikularinteressen, sondern als 
Volks- und Sammlungsparteien. Diesem volksparteilichen Trend entspre­
chend waren die frühen programmatischen Verlautbarungen einander auch 
ziemlich ähnlich. Daher wird auch der Frage nachgegangen werden, inwie­
weit sich dadurch das Wählerverhalten gegenüber dem der Weimarer Repu­
blik veränderte.

Viele dieser Aspekte sind bereits historisch aufgearbeitet worden, bei 
einigen kann an eigene Forschungen angeknüpft werden.5 Dennoch soll ins­
besondere die programmatische Ausgangslage in angemessener Ausführ­
lichkeit geschildert werden. Zwar liegen für fast alle bayerischen Parteien 
Monographien vor6, doch fand die frühe Programmatik erstens oft zu wenig 

Beachtung bzw. bezog nur die offizielle, bereinigte Programmatik ein. 
Zweitens zeigt erst die Zusammenschau die Möglichkeiten und Grenzen 
der sogenannten »Stunde Null«, in der die traditionellen Interessengegen­
sätze verwischt schienen, bevor sie sich recht schnell dann doch wieder for­
mierten.

4 Rede des bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Wilhelm Hoegner in der ersten Versammlung 
der sozialdemokratischen Partei München am 25. November 1945, BayHStA, NL Pfeiffer 41.

5 Dies gilt speziell für die Verfassungspolitik der Amerikaner, zu der jedoch seither manche 
neue Erkenntnissse hinzugewonnen werden konnten, sowie für die Frühgeschichte der CSU: 
»In einer Atmosphäre von Freiheit«, 1985; Anfänge der CSU, 1995. Zum Forschungsstand 
ausführlicher unten.

6 Um nur auf die wichtigsten zu verweisen: A. Mintzel , Die CSU, 1975; W. Behr , 1969, zur 
SPD; B. Mauch , 1969, zur FDP; H. Woller , Loritz-Partei, 1982, zur WAV Daneben existie­
ren weitere Monographien und vor allem auch gehaltvolle Biographien einzelner bayerischer 
Politiker, die z.T. auch intensiv auf die Parteiengeschichte eingehen.
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Wenn der volksparteiliche Trend die Wähler in ihren traditionellen Präfe­
renzen auch weitgehend unberührt ließ, so wies die frühe Programmatik 
doch den Weg kompromißbetonter Verfassungspolitik. Hielten die Parteien 
ein, was sie den Wählern versprachen? Tatsächlich war von einer Fronten­
bildung noch kaum etwas zu spüren, als im Februar/März 1946 die erste 
Phase der Verfassungsberatungen begann. Der sogenannte Vorbereitende 
Verfassungsausschuß, eine kleine, vom bayerischen Ministerpräsidenten 
Wilhelm Hoegner (SPD) ernannte Expertenkommission, die auf Wunsch 
der Amerikaner die Beratungen der Konstituante vorbereiten sollte, ver­
bannte Parteipolitik weitgehend aus seinen Verhandlungen. Über ihre Auf­

gabenstellung hinaus erstellten die im Ausschuß vereinten Vertreter der 
CSU, SPD und KPD auf der Grundlage eines von Hoegner formulierten 
Entwurfes einen gemeinsamen Verfassungsentwurf. Der »Regierungsent­
wurf«, wie das Werk wegen der fast ausschließlichen Besetzung des Aus­
schusses mit Kabinettsmitgliedern auch genannt wurde, wurde vom gesam­
ten Ausschuß, das heißt von maßgeblichen Köpfen aller zu diesem 
Zeitpunkt lizenzierten Landesparteien getragen. Zwar deuteten sich zwi­
schen den gleich stark vertretenen Repräsentanten der CSU auf der einen, 
der SPD und KPD auf der anderen Seite bereits gewisse Differenzen an. 
Doch erst nachdem der Vorbereitende Verfassungsausschuß seine Arbeit 
im April 1946 abgeschlossen hatte, begannen sich die divergierenden Inter­
essen in konkurrierenden »Lagern« zu formieren.

Interessengegensätze schienen nicht nur zwischen und innerhalb der 
bayerischen politischen Parteien auf. Um die politischen Kräfte, die ihre 
Ziele und Vorstellungen in der bayerischen Verfassung zur Geltung zu brin­
gen versuchten, zunächst grob zu klassifizieren: Hier standen »die« Ameri­
kaner auf der einen »den« Bayern auf der anderen Seite gegenüber. Obwohl 
diese Einteilung die faktisch innerhalb dieser beiden Gruppen existenten, 
teilweise sehr heterogenen Elemente ignoriert, wird man von diesem groben 
Raster ausgehen müssen, um dann aber jeweils sehr genau die komplizierten 

Binnenstrukturen zu beachten.
Die Besatzungsmacht war formal der bedeutendste Machtfaktor: Sie war 

der eigentliche Souverän, sie hatte den Befehl zur Ausarbeitung der Verfas­
sung erteilt, und von der Militärregierung hing - durch einen entsprechen­
den Vorbehalt - ihre Genehmigung ab. Konnte sich unter diesen Vorausset­
zungen überhaupt ein bayerisches Spiel der Interessen entfalten? Es konnte, 
um einen wichtigen Befund vorwegzunehmen, denn die Amerikaner waren 
in hohem Maße auf den Erfolg ihrer Verfassungsinitiative angewiesen. Dien­
te diese ohne Rücksprache mit den alliierten Partnern erfolgte und von 
ihnen mehr oder weniger mißbilligte Initiative doch auch der Durchsetzung 
übergeordneter deutschlandpolitischer Ziele: Die Militärregierung hoffte, 
durch die demokratische Legitimation der Länder die Wiederherstellung 
der deutschen wirtschaftlichen Einheit beschleunigen zu können. Da sich 
die Potsdamer Lösung der wirtschaftlichen Zentralverwaltungen nicht ver­
wirklichen ließ, suchten die Amerikaner nach anderen Lösungen. Clays Al-
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ternative hieß schon seit Dezember 1945: Baldige Errichtung einer vorläufi­
gen föderalen deutschen Regierung. Es dauerte bis September 1946, bis auch 
die US-Regierung auf diesen Kurs einschwenkte. Doch spätestens seit der 
Stuttgarter Rede des amerikanischen Außenministers Byrnes, in der dieser 
am 6. September 1946 unter Berufung auf die demokratischen Fortschritte 
in der US-Zone für die Bildung einer gesamtdeutschen Regierung eintrat, 
konnten sich die Amerikaner - schon aus Prestigegründen - ein Scheitern 
ihres Verfassungsexperimentes kaum mehr leisten.

Als politisches Druckmittel zur Beschleunigung der Errichtung einer fö­
deralen gesamtdeutschen Regierung konnte der Hinweis auf die durch Ver­
fassungen demokratisch legitimierten Länder der US-Zone allerdings nur 
unter der Voraussetzung eingesetzt werden, daß sich die deutsche Seite als 
»reif« genug für die ihnen künftig zuzuerkennende, erweiterte Autonomie 
zeigen würde. Daher konnte es nicht darum gehen, um jeden Preis, womög­
lich per Diktat, demokratische Verfassungen zu erzwingen. Der Wille und 
die Fähigkeit zur Demokratie mußten von den Deutschen selbst unter Be­
weis gestellt werden. Die Verfassunggebung war zugleich ein Test zur Aus­
lotung des demokratischen Reifegrades, dessen Ergebnis zunächst ganz un­
gewiß war. Die Amerikaner standen vor der schwierigen Aufgabe, einerseits 
den Konstituanten die zum Nachweis demokratischer Gesinnung erforder­
liche Autonomie einzuräumen, andererseits aber zu verhindern, daß un­
demokratische oder aus anderen Gründen mißliebige Verfassungsinhalte 
festgeschrieben wurden. Damit waren erhebliche Verfahrensprobleme 
aufgeworfen. Die Zauberformel zu ihrer Lösung hieß »informelle Einfluß­
nahme«. Bei grundsätzlichem Zugeständnis eines deutschen Selbstbestim­
mungsrechtes in der Verfassungsfrage, so die Planung, sollten sich amerika­
nische Interventionen auf das Allernotwendigste beschränken. Amerikani­
sche Interessen sollten nicht auf dem Befehlsweg zur Geltung gebracht 
werden; vielmehr wurden ausgewählte Offiziere beauftragt, informelle 
Kontakte zu den Verfassunggebern zu pflegen und, wo nötig, »freundliche« 
Überzeugungsarbeit zu leisten.

Der Diskussions- und Frontenverlauf auf dem Weg zur Grundsatzent­
scheidung der Amerikaner, die Verfassungsberatungen auf eine der rauhen 
Besatzungsrealität entrückte »Insel der Freiheit« zu versetzen, bedarf einer 
genauen Betrachtung. Der selbstauferlegten Verpflichtung zu äußerster Zu­
rückhaltung gegenüber den deutschen Verfassungsplänen und -entscheidun- 
gen gingen nämlich intensive inneramerikanische Diskussionen voraus, die 
sich über die gesamte Dauer der Beratungen fortsetzten. Neben Clay und 
seinem engeren Beraterstab waren seitens der Besatzungsmacht verschiede­
ne OMGUS-Fachabteilungen sowie einzelne Washingtoner Ministerien mit 
der Verfassunggebung befaßt; und zwischen den beteiligten Amerikanern 
bestanden doch erhebliche Auffassungsunterschiede darüber, wieviel Ver­
trauen dem deutschen Demokratisierungswillen entgegenzubringen war. 
Die Entscheidung zugunsten eines weitgehenden deutschen Selbstbestim­
mungsrechtes war vor allem Clay zu verdanken, dessen liberaler Kurs im
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War Department einflußreiche Befürworter fand. Im State Department war 
hingegen 1946 das Mißtrauen gegenüber dem »besiegten Feindstaat« noch 
recht ausgeprägt. Clay hatte erhebliche Schwierigkeiten, seine Vorstellun­
gen gegenüber dem Außenministerium durchzusetzen. Aber auch mit den 
Offizieren vor Ort ergaben sich Reibungen. Den Spezialisten aus den Fach­
abteilungen war vor allem daran gelegen, ihren bürokratischen Apparat im 
Zusammenspiel mit den deutschen Instanzen funktionsfähig zu erhalten. Sie 

zeigten sich in Einzelfragen eher kleinlich und waren geneigt, ihren häufig 
stark von der amerikanischen Verfassungsrealität geprägten Vorstellungen 
Geltung zu verschaffen. Clay mußte wiederholt seine Autorität in die Waag­
schale werfen, um ihren Demokratisierungseifer zu zügeln.

Die skizzierten Sachverhalte werfen eine Reihe von Fragen auf, die für 
den gesamten Prozeß der Verfassunggebung im Auge zu behalten sind. Die 
von den politisch hochkarätigen Beratern Clays gefundene Lösung der »in­
formellen« Einflußnahme war ebenso subtil wie klug - doch wie stellte sie 
sich in der Praxis bayerisch-amerikanischer Interaktion dar? Wurden die 
von Clay gewünschten und angeordneten Methoden behutsamer Interes­
senvertretung im bayerisch-amerikanischen Zusammenspiel von den 
OMGUS-Dienststellen, die einen härteren Kurs wünschten, durchgängig 
mitgetragen oder wurden sie - und wie - durchkreuzt?

Einer genauen Betrachtung bedarf schließlich die amerikanische Kritik an 
manchen Verfassungsartikeln: Wo lagen die Grenzen der freien deutschen 
Selbstbestimmung, und inwieweit deckten sich hier die inneramerikani­
schen Vorstellungen? Welche amerikanischen Instanzen brachten Kritik 
oder Anregungen zur Geltung, und auf welche Verfassungsinhalte bezogen 
sie sich? Lassen sich inhaltliche Schwerpunkte (und dabei wieder innerame­
rikanische Unterschiede) ausmachen, und wie sind diese zu erklären? Wie 
verbindlich waren die an die Verfassunggeber herangetragenen amerikani­
schen »Wünsche«, und inwieweit wurden sie von den bayerischen Kräften 
erfüllt? Hatten sie im Dissensfall überhaupt eine Chance, sich gegen die 

Besatzungsmacht durchzusetzen?
Im Rahmen dieser Teilanalysen empfiehlt es sich, die parallel verlaufen­

den Beratungen in den übrigen Ländern der US-Zone punktuell in die Be­
trachtung einzubeziehen. Denn nur die vergleichende Perspektive läßt z. B. 
Aussagen über die Verbindlichkeit amerikanischer Interventionen im Ein­
zelfall zu. Dabei wird sich zeigen, daß die Bereitschaft zur Übernahme ame­
rikanischer Vorstellungen in Bayern größer war als in den übrigen Ländern. 
Die Gründe hierfür, die sich aus den besonderen politischen Konstellatio­
nen in Bayern ableiten lassen, gilt es im Kontext der Betrachtung der baye­

rischen Bühne herauszuarbeiten.
Der Verfassungspolitik der bayerischen politischen Kräfte ist der umfang­

reichste Teil der Untersuchung gewidmet. Da die Militärregierung ihnen - 
nicht zuletzt auch im Vertrauen auf eine funktionierende demokratische 
Selbstkontrolle - eine weitgehende Autonomie bei der Ausgestaltung des 
Staatsgrundgesetzes einräumte, konnten die innerbayerischen Interessen
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sich zu voller Blüte entfalten. Sie bündelten sich zunächst grob in den ver­
schiedenen Parteien, deren Kräfteverhältnis ziemlich unausgewogen war. 
Die CSU erlangte bei den Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung 
mit 5 8 % die absolute Mehrheit, die SPD erreichte 29 % der Wähler, und 
die übrigen bayerischen Parteien bewegten sich in der Wählergunst bei 5 % 
(KPD und WAV) bzw. nur 2 % (FDP). Hinter den Parteien standen weitere 
Interessenblöcke, die sich im allgemeinen über die beiden großen Parteien 
Gehör verschafften, sich aber auch mit direkten Eingaben an die Verfassung­
gebende Landesversammlung wandten: Die Kirchen, die im sogenannten 
»Wirtschaftsbeirat« beim Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft ver­
einte Unternehmerschaft, die in Bayern besonders bedeutsame Gruppe der 
Bauern, die mit dem Bayerischen Bauernverband bereits sehr früh eine 
schlagkräftige Organisation besaßen, sowie die Gewerkschaften, deren or­
ganisatorische Entwicklung noch nicht sehr weit gediehen war.

Die divergierenden bayerischen Interessen gewannen im Wahlkampf zur 
Konstituante erste Konturen. Wenn sich jetzt auch die zentralen Streitfragen 
der Verfassungsarbeit ankündigten, blieben doch die Verfassungsziele der 
Parteien im Vorfeld der Beratungen ziemlich unscharf. Nur die SPD vertrat 
mit dem weitgehend von Hoegner geprägten »Regierungsentwurf« ein 
detailliertes Konzept; die übrigen Parteien entwickelten keine Alternativ­
modelle. Dies war verständlich bei den kleinen Parteien. Schließlich hatten 
sie kaum Chancen, einen eigenständigen Entwurf durchzusetzen. Doch war 
schon seit den im Laufe des Frühjahrs abgehaltenen Kommunalwahlen klar, 
daß die CSU aus den Wahlen zur Konstituante als überragende Siegerin her­
vorgehen würde. Wie kam es, daß die mit Abstand stärkste bayerische Par­
tei, die noch dazu zahlreiche Juristen und auch Verfassungsexperten in ihren 
Reihen vereinte, auf die Vorlage eines CSU-Entwurfes verzichtete?

Erst nach Zusammentritt der Landesversammlung wurden die Verfas­
sungsziele der CSU wie auch der kleinen Parteien konkreter, erst jetzt wur­
de deutlich, woran sich die Geister in Bayern wirklich schieden. Die stritti­
gen Punkte wurden genannt: Wahlsystem, zweite Kammer, Staatspräsident, 
Schulform und Wirtschaftsverfassung, dies waren die Fragen, an denen sich 
die Gemüter erhitzten. Im Kontext der Dissensanalysen gilt es nicht nur, die 
verschiedenen Verfassungsziele aufzuzeigen, Gemeinsamkeiten und Unter­
schiede der Vorstellungen zu prüfen. Hier wird es auch darauf ankommen, 
die 1946 angestrebten Ziele mit traditionellen programmatischen Forderun­
gen und verfassungspolitischen Konzepten zu vergleichen und Veränderun­
gen bzw. Kontinuitäten heratiszuarbeiten und zu erklären. Dies ist nicht nur 
für die Parteien zu leisten, die sich im Gegensatz zu den Unionsparteien als 
Wiedergründungen der Weimarer Parteien verstanden. Es wird sich zeigen, 
daß gerade in der »neuen« CSU, mit ihren Wurzeln in der Bayerischen 
Volkspartei und im Bayerischen Bauern- (und Mittelstands-)bund, entspre­
chende Traditionen deutlich zu Tage traten. Die gesellschaftlichen Organi­
sationen meldeten sich nur punktuell, das heißt in ihren ureigenen Bereichen 
zu Worte: Die Kirchen, speziell die in Bayern mächtige katholische Kirche,
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zum kulturpolitischen Teil der Verfassung, die Wirtschaftsverbände zum 
Wirtschaftsteil. Eine kurze Skizze dieser Organisationen erfolgt in Verbin­
dung mit der Darstellung ihrer Verfassungsziele daher erst in den entspre­
chenden Spezialkapiteln.

Die Betrachtung der neuen vor dem Hintergrund der alten Ideen soll un­
ter anderem zeigen, welche »Lehren aus der Vergangenheit« gezogen wur­
den. Sie soll aber auch ermöglichen, bei den Verfassungsdiskussionen zwi­
schen tatsächlichen und vorgeblichen »Lehren« zu unterscheiden. In 
manchen Fällen (zum Beispiel in den Debatten um einen bayerischen Staats­
präsidenten) dienten die Hinweise auf die Erfahrungen und Lehren der Ver­
gangenheit dazu, verfassungspolitische Vorstellungen durchzusetzen, die 
schon zu Weimarer Zeiten vergeblich angestrebt wurden. Als »Lehre« ließ 
sich vieles überzeugender vertreten; obrigkeitsstaatliche Vorstellungen 
etwa, die die BVP schon zu Beginn der Weimarer Republik gern realisiert 
hätte, gewannen so an moralischem Rückhalt.

Als die eigentlichen »Verfassungsmacher« können die beiden großen Par­
teien, genau genommen kaum mehr als eine Handvoll ihrer Repräsentanten 
gelten. Da CSU und SPD eine unausgesprochene Koalition eingingen, die 
über die Dauer der Beratungen Bestand hatte, waren die Einflußmöglich­
keiten der drei kleinen Parteien äußerst gering. Ihre Vertreter trugen zwar 
zur Belebung der Diskussionen bei - dies gilt insbesondere für den Vorsit­
zenden der Wirtschaftlichen Aufbau-Vereinigung und stetigen Unruhestif­
ter Alfred Loritz. Doch faktisch waren sie aus den eigentlichen Entschei­
dungsfindungsprozessen ausgeschaltet.

Die Verfassungspolitik der CSU und SPD wird daher auch im Vorder­
grund stehen. Dabei ist zu beachten, daß es sich faktisch um fünf »Parteien« 
handelte, rivalisierende Flügel, die teilweise eigene Wege gingen. In der 
CSU-Fraktion waren drei etwa gleich starke Gruppierungen vertreten: Der 
altbayerisch-katholisch-konservative, extrem föderalistisch-partikularisti- 
sche, monarchistischen Ideen aufgeschlossene sogenannte Schäffer/Hund- 
hammer-Flügel, der stark den Traditionen der BVP verhaftet war. Den har­

ten Kern des sogenannten Bauernflügels um Michael Horlacher und Alois 
Schlögl, der im Zuge der Beratungen immer deutlicher als eigene »Fraktion« 
in Erscheinung trat, bildeten Abgeordnete, die zugleich dem Bauernverband 
angehörten. Der Bauernflügel profilierte sich aber nicht nur als eine wirt­
schaftliche Interessenvertretung der Bauern, sondern entwickelte auch in 
anderen Fragen eigene Vorstellungen. Er sympathisierte mit dem extremen 
Föderalismus der Schäffer/Hundhammer-Gruppe, war aber gemäßigter. In 
seiner antiklerikalen, sozial progressiveren Haltung stand er dem sogenann­
ten Müller-Flügel der CSU näher, in manchen Fragen trafen sich seine Ziele 
auch mit denen der SPD. Als dritte, innerparteilich auch als »linker« Flügel 
bezeichnete Gruppe der CSU ist der Müller-Flügel zu benennen. Die um 
den Parteivorsitzenden gruppierten, meist aus dem protestantischen Fran­
ken stammenden Abgeordneten verfolgten einen föderalistisch-»reichstreu- 
en« Kurs, waren antiklerikal-überkonfessionell und offen gegenüber fort-



Einleitung22

den Flügeln der CSU

schriftlichen Gedanken. In der SPD ist zu differenzieren zwischen der 
reformistisch-föderalistisch-bayerisch orientierten Anhängerschaft des Par­
teivorsitzenden Hoegner und den Genossen, die zur orthodoxen Schuma­
cher-Richtung tendierten. Erstere stellte zwar zahlenmäßig eine kleine Min­
derheit dar. Doch Hoegners Amt als Ministerpräsident, das Faktum, daß 
sämtliche Gouvernementale der SPD auf seiner Seite standen und daß die 
Landespartei vorläufig auch keine Alternative für die Parteiführung fand, 
verschafften dieser Minorität 1946 einen großen Einflußvorsprung gegen­
über dem Mehrheitsflügel der bayerischen SPD.

Die grobe Skizze deutet schon darauf hin: Die von 
und SPD verfolgten Verfassungsvorstellungen differierten, und in einzelnen 
»neuralgischen« Fragen standen sich die Vertreter gegnerischer Parteien nä­
her als den eigenen Parteifreunden. Die Verfassungsberatungen waren vor 
allem in der CSU begleitet von harten innerparteilichen Machtkämpfen, die 
für den Verlauf und Ausgang der Beratungen von nicht zu unterschätzender 
Bedeutung waren.

Der Blick wird sich daher auch auf die parteiinternen Meinungsbildungs­
prozesse richten müssen. Innerparteilich errungene Kompromisse oder 
Mehrheitsentscheidungen zu einzelnen Verfassungsfragen müssen sich nicht 
zwingend mit der Politik decken, die einzelne Repräsentanten bei den Bera­
tungen in den verfassunggebenden Gremien verfolgten. Es ist daher zu un­
tersuchen, inwieweit Parteiaufträge ergingen und ob sie im Zusammenspiel 
mit den anderen politischen Kräften konsequent erfüllt wurden, wenn sich 
überparteilich gruppenspezifische Interessenkongruenzen ergaben. Mit an­
deren Worten: Überwog die Treue zur Partei oder das verfassungspolitische 
Ziel? Wurde der Mehrheitswille der eigenen Partei mit Hilfe der politischen 
»Gegner« in einzelnen Fragen unterlaufen? Dies war eher in einer noch so 
ungefestigten Partei wie der CSU zu erwarten. Doch auch wenn die Partei­
disziplin in der SPD ungleich stärker ausgeprägt war: Tatsächlich wurden 
Koalitionen quer durch die Fraktionen eingegangen. Sogar die Amerikaner 
wurden in das Kräfteringen eingespannt. Hinweise auf Einzelpersonen in­
formell übermittelte, angebliche oder tatsächliche amerikanische Wünsche 
dienten zuweilen als »Überzeugungshilfe«, um eigenen Vorstellungen 
Nachdruck zu verleihen.

Damit ist nur eine Methode angesprochen, die die beteiligten politischen 
Kräfte zur Durchsetzung konträrer Verfassungsziele sowohl in ihren eige­
nen Reihen, als auch nach außen einsetzten. Weitere werden im Zuge der 
Darstellung herauszuarbeiten sein. Festzuhalten ist aber bereits an dieser 
Stelle, daß die wichtigsten Kontroversen im vor- und nebenparlamentari­
schen Raum ausgefochten und überwiegend bereinigt wurden, bevor die 
gewählten Gremien erstmals Gelegenheit erhielten, Stellung zu beziehen. 
In privat-persönlichen »Gipfelgesprächen« zwischen einflußreichen Reprä­
sentanten der CSU und SPD wurden die zentralen Verfassungsentscheidun­
gen vorab teilweise bis ins Detail ausgehandelt. Selbst dem von der Kon­
stituante mit der Ausarbeitung der Verfassung beauftragten 21-köpfigen












































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































